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DER GERICHTSHOF DER EUROPAI-
SCHEN GEMEINSCHAFTEN (EUGH) IM
DIENST DER GLEICHSTELLUNG

Bis vor kurzem bestand der EuGH nur aus Mdnnern. Trotzdem wirkte er seit Jahren bahn-
brechend beim Durchsetzen des Grundsatzes “gleicher Lobn fiir Mann und Frau”. Offene Dis-

kriminierungen sind heute seltener, inzwischen verstecken sich Arbeitgeber hinter meby oder we-

niger raffinierten Tricks. Andererseits wehrt sich das enropdische Gericht nicht weniger gegen

ungerechte Bevorzugungen von Frauen, wie ein Urteil zur gangigen schwedischen Hochschul-

praxis zeigt.

Immer mehr junge Juristen kennen sich im Gemeinschaftsrecht
aus. Offensichtlich machen die europiischen Universititen ihre
Hausaufgaben gut und fihren die ndchste Generation ins Ge-
meinschaftsrecht ein. Dies wirkt sich in der juristischen Praxis
aus. Richter holen sich in Sachen Gleichstellung ausdriicklich
Riickendeckung beim EuGH.

Weihnachtsgeld oder Weihnachtsgeschenk?

Auf einen Bonus hat bekanntlich niemand ein Anrecht, weil er
beispielsweise vom laufenden Geschiftsgang abhingt. Anders
sieht es bei jener Entschidigung aus, die wir unter dem Namen
“13. Monatslohn” kennen und die ein Teil des vereinbarten Ge-
halts ist. Probleme ergeben sich in der “Grauzone” Anspruch

bzw. freiwilliges Geschenk.

Das Miinchner Arbeitsgericht hatte die Frage zu entscheiden,
ob Tarifvertrige (bei uns: Gesamtarbeitsvertrige) mit dem Ge-
meinschaftsrecht vereinbar seien, die das Weihnachtsgeld fir
geringfugig Beschiftigte ausschliessen. Die Richter stellten fest,
dass auf Grund dieser Regelung wesentlich mehr Frauen als
Minner leer ausgingen. Der EuGH entschied in der Folge, dass
diese Regelung eine indirekte Diskriminierung von Frauen sei
und also gegen Gemeinschaftsrecht verstosse. Die Kranken-
schwester Andrea Kriiger setzte sich “auf hochster Ebene” ge-
gen ihren Arbeitgeber durch. Nur teilweise Recht erhielt dage-
gen eine Kligerin, die an den Mutterschafts- einen
Erziehungsurlaub anhiingte. Nach dem EuGH ist die Kurzung

des Weihnachtsgeldes wegen Mutterschaftsurlaub ein Verstoss
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gegen das Gemeinschaftsrecht, hingegen ist die anteilige Kiir-
zung der Weihnachtsgratifikation aufgrund des Erziehungsur-

laubs im Gemeinschaftsrecht nicht verboten. (Quelle NZ7Z)

Unrechte Bevorzugung einer Professorin

11% der schwedischen Professuren sind von Frauen besetzt, in
der Schweiz sind es 6,6%. Diese Entwicklung verdanken die
Frauen einer konsequenten Forderungspolitik. Nach schwedi-
schem Recht kénnen Frauen nicht nur bei gleicher Eignung be-
vorzugt werden, es ist sogar erlaubt, eine Frau einzustellen, die
fur die Arbeit iber “ausreichende” Fihigkeiten verfiigt, anderer-
seits aber eindeutig schlechter qualifiziert ist als ein minnlicher
Mitbewerber. Damit ist nun Schluss, entschied der EuGH. Schwe-
den darf kinftig nur jenen Frauen den Vorzug geben, die gleiche
Qualifikationen aufweisen wie der minnliche Kandidat.

Anlass zu diesem Urteil gab eine Stellenbesetzung an der Uni-
versitdit Goteborg. Die bestplazierte Frau lehnte die Berufung
ab und das Angebot ging an die Drittplazierte (der Zweitpla-
zierte war ein Mann). - 1995 hatte der damalige Ausbildungsmi-
nister 30 Professuren geschaffen, um den weiblichen Anteil an
der Wissenschaft zu erhohen. Nur bedeutend besser qualifi-
zierte Manner sollten sich am Programm beteiligen kénnen. Ein
einziger Kandidat machte das Rennen, in den meisten Fillen
hatten sich Minner gar nicht beworben, weil sie die Einstel-

lungshirde abschreckte. (NZZ 8.7.00)

Kommentar

Auch bei uns stellt sich immer wieder die Frage der Bevorzu-
gung weiblicher Kandidaturen. Bei den nationalen Férderpro-
grammen erweist sich die Altersgrenze oftmals als Stolperstein,
besonders fiir Frauen. In diesem Fall driicken die Instanzen bei
sehr gut qualifizierten Frauen gelegentlich ein Auge zu, wenn
die Kandidatin mehrere Kinder geboren hat. Andererseits ist es
fraglich, ob es einzelnen Frauen oder Proifessorinnen allgemein
langfristig niitzt, wenn sie sich in Positionen hieven lassen, fur
die bestimmte Minner bekannterweise besser ausgeriistet ge-
wesen wiren. In der geschwitzigen akademischen Welt ma-

chen solche Histérchen rasch die Runde...



	Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EUGH) im Dienst der Gleichstellung

